
Antrag auf Satzungsänderung des Art. 3 Satzung der Studierendenschaft der Europa-Universität Viadrina 

Frankfurt (Oder)  

1. Antragstitel: 		 	 	 Änderung des Art. 3 Satzung der Studierendenschaft der Europa- 

	 	 	 	 	 Universität Viadrina Frankfurt (Oder) 

2. Antragsteller*in: 	 	 	 Allgemeiner Studierendenausschuss der Viadrina 

3. Antragsempfänger: 	 	 	 Studierendenparlament der Europa-Universität Viadrina 

4. Antragstext: 

Das Studierendenparlament der Europa-Universität Viadrina möge beschließen, Artikel 3 wie folgt zu 

ändern: 

(1) Jede*r Studierende darf ausschließlich stimmberechtigtes Mitglied in einem der in Art. 2 Abs. 1 lit. a, d 

und e genannten Organ oder Unterorgane oder in einem der Wahlorgane der Wahlordnung der 

Studierendenschaft der Europa-Universität Viadrina (WO) tätig sein. 

(2) Die Mitgliedschaft im offenen Fachschaftsrat (OFSR) bleibt von der Regelung des Absatzes 1 unberührt.

5. Antragsbegründung 

Die Studierendenschaft der Europa-Universität Viadrina ist bereits heute mit einem vergleichsweise 

geringen Engagement konfrontiert. Gerade niedrigschwellige Beteiligungsformen, wie die Mitarbeit in 

Unterorganen ohne Stimmrecht (z. B. im OFSR), stellen einen wichtigen Einstieg in die studentische 

Selbstverwaltung dar und tragen wesentlich zur Gewinnung neuer Engagierter bei. 

Der derzeitige Wortlaut des Art. 3 schließt jedoch auch die Mitarbeit in Unterorganen pauschal ein, 

unabhängig davon, ob dort eine Stimmberechtigung besteht. Dies führt in der Praxis zu unnötigen 

Einschränkungen, da Studierende, die bereits ein stimmberechtigtes Mandat innehaben, von einer 

zusätzlichen, nicht stimmberechtigten Mitarbeit ausgeschlossen werden. Damit wird Engagement 

verhindert, obwohl keine Macht- oder Interessenkonzentration vorliegt. 

Durch die Streichung des Begriffs „Unterorgane“ wird klargestellt, dass sich die Regelung ausschließlich auf 

stimmberechtigte Mitgliedschaften bezieht. Nicht stimmberechtigtes Engagement in Unterorganen bleibt 

ausdrücklich möglich und wird damit gestärkt. Dies fördert die Beteiligung, senkt Einstiegshürden und trägt 

zur Belebung der studentischen Selbstverwaltung bei, ohne die demokratischen Prinzipien der Trennung 

von Ämtern und der Vermeidung von Ämterhäufung zu unterlaufen. 

Die vorgeschlagene Änderung schafft somit Rechtssicherheit, fördert Engagement und stärkt die 

Funktionsfähigkeit der studentischen Gremienarbeit insgesamt. 




